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(Nr. 2474.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 21. Juni 1844., betreffend die Aufhebung des 
Jemen Werthſtempels für die Uebernahme von Nachlaßgegenſtänden bei Ausein⸗ 
anderſetzungen zwiſchen mehreren Erben. 


De der geſteigerte Ertrag der Stempelſteuer eine Erleichterung der Erbſchafts⸗ 

Theilungen geſtattet, fo beſtimme Ich — in Beruͤckſichtigung des, von den Staͤn⸗ 

den der Rheinprovinz und ſonſt vielfach ausgeſprochenen Wunſches — auf den 

Antrag des Staatsminiſteriums und unter Aufhebung der Order vom 24. De⸗ 

zember 1834. (Geſetzſammlung von 1835. Seite 3.), daß Kauf- und Tauſch⸗ 

Verhandlungen, welche zwiſchen den Theilnehmern an einer Erbſchaft zum Zwecke e ee, 

der Theilung der zu letzterer gehörigen Gegenſtaͤnde abgeſchloſſen werden, einer e ee e = 

Stempelabgabe fortan nicht mehr unterliegen ſollen. ee 
Dieſe Beſtimmung findet jedoch auf die vor Publikation derſelben be⸗ en. i. 

reits abgeſchloſſenen Kauf⸗ und Tauſchverhandlungen keine Anwendung; letztere eee bene 


o 


find vielmehr nach den bisherigen geſezlichen Beſtimmungen zu behandeln. = ce 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen . 2. 24 

Kenntniß zu bringen. 5 — 
Sansſouci, den 21. Juni 1844. — 


Dee. 
Friedrich Wilhelm. 42 rm 
An das Staatsminifterium. 
| 
—rð¹¹ ͤ u — — 
Jahrgang 1844. (Nr. 2374 — 2475.) 40 (Nr. 2475.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 31. Juli 1844.) 


— 254 — 


(Nr. 2475.) Reglement über den Lootſendienſt auf dem Rheine innerhalb der Grenzen des 
Preußiſchen Gebiets. Vom 24. Juni 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Da ſeit Erlaß des Regulativs wegen Ausübung der Rheinſchiffahrt und 
wegen des Lootſendienſtes auf dem Rheine vom 5. Auguſt 1834., die Schiffbarkeit 
dieſes Stromes innerhalb des Preußiſchen Gebietes ſo verbeſſert iſt, daß er 
auch von Fahrzeugen, welche Feine Lootſen an Bord haben, ohne Gefahr befah- 
ren werden kann, hiernach alſo keine Veranlaſſung vorliegt, den nach §. 24. 
jenes Regulativs beſtehenden Lootſenzwang aufrecht zu erhalten; es dagegen zur 
Befoͤr derung der Schiffahrt gereicht, wenn denjenigen Schiffern oder Floͤßern, 
welche ſich ortskundiger Lootſen bedienen wollen, Gelegenheit gegeben wird, dieſe 
in Dienſt zu nehmen: 8 werden zur Einrichtung des Lootſendienſtes auf dem 
Rheine innerhalb der Grenzen des Preußiſchen Gebiets nachfolgende Beſtim⸗ 
mungen erlaſſen. 


$. 1. 
Der nach §. 24. des Regulativs vom 5. Auguſt 1834. bedingt angeord- 
nete Lo otſenzwang wird aufgehoben. Es ſteht dem Patrone oder Führer eines 
Fahrzeuges oder Floſſes frei, ob er ſich eines Lootſen bedienen will oder nicht. 


3. 2. 
Es ſollen Lootſen⸗Stationen für die nachfolgend bezeichneten Strom⸗ 
Strecken errichtet werden, und die Lootſen verpflichtet ſeyn, an dem ihnen ange⸗ 
wieſenen Stationsorte zu wohnen. 


J. Im Regierungs- Bezirke Coblenz. 


a) Von St. Goar aufwaͤrts bis Caub; mit Anweiſung des Wohnſitzes 
des Lootſen in St. Goar. 

b) Von Oberspay aufwaͤrts bis Boppard; Wohnſitz: Oberspay. 

c) Laͤngs des Engerſer Grundes aufwaͤrts; Wohnſitz: Kaltenengers. f 

d) Oberhalb Rolandswerth aufwärts, um den Oberwinterer Grund, fo wie 
um den Unkelſtein bis zum Bach unterhalb Remagen; Wohnſitze: im 
Wiedchen und Rolandswerth. 


II. Im Regierungs-Bezirke Coͤln. 
a) Von Wisdorf abwärts bis Langel und von Langel aufwaͤrts bis Wis⸗ 
dorf; Wohnſitze: Langel und Wisdorf. 
p) Von Woringen abwärts bis Platthals und von Langel aufwärts bis 
Piwipp; Wohnſitz: Woringen. 
III. Im Regierungs-Bezirke Duͤſſeldorf. 
a) Von Urdenbach aufwaͤrts bis Piwipp; Wohnſitz: Zons. 
b) Von Urdenbach abwaͤrts bis Stuͤrzelberg und umgekehrt; Wohnſtitz: 
Stuͤrzelberg. 
e) Von 


= Ws = 

e) Von Heerdt abwärts bis an den Düffeldorfer Hafen, und von da au 

u. bis Dede BR: Wahn Weber f. 

0 on dem Duͤſſeldorfer Hafen bis zur Schellenburg und x 
Wohnſitz: Niedercaſſel. N 0 5 . 

e) ar ger aufwärts bis Leuchtenberger- Ort; Wohnſitz: Kai⸗ 
erswerth. 

) Von Wanheim und Rasgatt aufwaͤrts bis Uerdingen; Wohnſitze: Uer⸗ 
82 117 1 i 150 

g) Von Ruhrort und Homberg aufwärts bis Werthhauſer-Faͤhr 

; N ih 1 0 2. Ruhrort. re 

h) Von Orſoy aufwärts bis oberha oltershof und von Bi im ab⸗ 
mis 0 0 G 800 hf: One, hof und von Binsheim ab 

i) Von oberhalb im Hamm abwaͤrts bis unten im Woͤ ; 
Wohnſitz Goͤrſicker. rth und umgekehrt; 

k) Zur Fahrt durch die Weſeler Rheinbruͤcke auf- und abwaͤrts; Wohn⸗ 
ig; Büderich. 5 

) Vom Bislicher-Kanale abwärts bis unten in der Beek am Grind und 
umgekehrt; Wohnſitz Kanten. 

m) Von oberhalb Goldgraͤber abwaͤrts bis in die Kraly und umgekehrt; 
Wohnſitz: Vinnen. 

n) Von Reeſerort abwärts bis unterhalb der Stadt Rees und umgekehrt; 
Wohnſitze: Reeſerſchanz und Rees. 

0) Von dem Kanale bei Grieth aufwaͤrts bis Entenbuſch; Wohnſitz: Grieth. 

p) = 1 abwärts bis am Rabenpoll und umgekehrt; Wohnſitz: 
mmerich. 

q Von Spick aufwärts bis Rabenpoll oder Emmerich; Wohnſitze: Griet⸗ 
haufen und Salmorth. 


8. 3. 

Niemand darf das Gewerbe eines Lootſen treiben, welcher nicht gehoͤrig 
geprüft und auf den Grund beſtandener Pruͤfung mit einer Konzeſſion verſehen 
iſt, oder welcher dieſelbe nicht nach Maaßgabe der Beſtimmung des 8. 8. er⸗ 
langt hat. Das Gewerbe darf nur auf derjenigen Strecke ausgeuͤbt werden, 
für welche die Konzeſſion ertheilt iſt (88. 2., 7.). Auf anderen Strecken den 
Lootſendienſt zu verrichten, iſt der Inhaber nicht berechtigt, es ſey denn, daß er 
fuͤr dieſe ſeine Befaͤhigung gleichfalls nachgewieſen und eine beſondere Kon⸗ 
zeſſion auch für dieſe Strecken erlangt hätte. 


§. 4. 
Zur Prüfung der Lootſen wird in jedem betreffenden Regierungs⸗Bezirke 
eine Kommiſſion ernannt, beſtehend aus einem Regierungs⸗Kommiſſarius als 
Vorſitzenden und drei erfahrenen und ortskundigen Schiffern oder Lootſen. 


§. 5. 
Wer ſich zur Pruͤfung meldet, hat zuvoͤrderſt nachzuweiſen: 
a) daß er Preußiſcher Unterthan iſt, 
b) ſeine bisherige gute Fuͤhrung, 
(Nr. 2475.) 40⁵ e) daß 
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c) daß er zwei Jahre praktiſch die Schiffahrt erlernt und überdies ein Jahr 
als Gehuͤlfe eines konzeſſionirten Lootſen gedient hat, 
d) hinlaͤngliche Fertigkeit im Leſen und Schreiben. 

Die Pruͤfung iſt auf die im §. 27. des Regulativs vom 5. Auguſt 1834. 
bezeichneten Gegenſtaͤnde zu richten. Außerdem hat die Kommiſſion zu prüfen, 
ob der Bewerber im Stande iſt, die Waſſerhoͤhe auf den verſchiedenen Untie⸗ 
fen der Strecke, für welche die Konzeſſion nachgeſucht wird, nach den gegebenen 
Pegelftänden zu berechnen, und auf jener Strecke eine Probefahrt mit demſel— 
ben zu machen. 

Fuͤr die Pruͤfung duͤrfen keine Gebuͤhren, ſondern nur die baaren, von 
dem Bewerber zu erſtattenden Auslagen berechnet werden. 

Ueber den Ausfall der Pruͤfung iſt demſelben koſtenfrei ein Zeugniß 
auszuſtellen. 


§. 6. 

Erhaͤlt der Bewerber das Faͤhigkeits⸗Zeugniß, ſo muß derſelbe, ſofern er 
auf der Lootſenſtation, fuͤr welche er die Konzeſſion nachgeſucht hat, nicht ſchon 
als Gehuͤlfe gedient hat, noch ein Jahr auf Probe den Lootſendienſt verrichten. 
Beſteht er dieſe Probe, fo wird ihm von der Regierung die Konzeſſion gebuͤh⸗ 
renfrei ertheilt. 


$. 7. 

In der Konzeffion iſt die Stromſtrecke, für welche fie gültig iſt, zu be⸗ 
zeichnen; es iſt der Erſteren der, von der betreffenden Regierung auszufertigende 
Gebuͤhrentarif beizuheften, und der Lootſe hat, wenn er in Ausübung des Loot⸗ 
ſendienſtes begriffen iſt, die Konzeſſton mit dem Tarife urſchriftlich oder in be- 
glaubigter Form bei ſich zu fuͤhren, und auf Verlangen des Patrons, Schiffs⸗ 
oder Floß⸗Fuͤhrers demſelben vorzuzeigen. Die fuͤr die verſchiedenen Stationen 
feftgeftellten Tarife ſollen durch die Amtsblaͤtter zur oͤffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht werden. 


§. 8. 
Diejenigen Perſonen, welche ſchon bei Publikation des Regulativs vom 
5. Auguſt 1834. zur Ausübung des Lootſendienſtes berechtigt waren, und gemaͤß 
§. 29. deſſelben die Konzeſſion ohne Pruͤfung in Anſpruch nehmen koͤnnen, ha⸗ 
ben ſich deshalb, bei Vermeidung des Verluſtes der Befugniß, das Gewerbe 
eines Lootſen zu betreiben, binnen drei Monaten von der Publikation dieſes 
Reglements an, bei der betreffenden Regierung zu melden. 


§. 9. 

Der Patron, Schiffs⸗ oder Floß⸗Fuͤhrer, welcher einen Lootſen verlangt, 
hat dies durch Zeichen oder durch Anruf kund zu thun oder ihn zu beſtellen, 
nach Maaßgabe der, mit dem Tarife bekannt zu machenden, beſonderen Be⸗ 
ſtimmung der Regierung (S. 7.). Iſt der Lootſe auf der Station, ſo muß er 
der Aufforderung ſofort folgen; bleibt waͤhrend ſeiner Abweſenheit kein anderer 
Lootſe auf der Station zuruͤck, 0 iſt auf der Letzteren und bis zur Ruͤckkehr 
des Lootſen, eine rothe Flagge aufzuziehen, um anzuzeigen, daß auf der Station 
ſogleich kein Lootſe zu haben iſt. Unter mehreren, auf der Station zugleich an⸗ 

{ we⸗ 
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weſenden Lootſen hat der Schiffspatron oder Fuͤhrer die Wahl; ſonſt fahren 
die Lootſen nach der vom Schiffahrts⸗Inſpektor feſtgeſetzten Reihefolge. 


$. 10. N 

Der Lootſe hat auf Verlangen des Patrons oder Fuͤhrers den Befehl 
über die Mannſchaft (bei der Bergfahrt über die Pferdefuͤhrer) und das Steuer⸗ 
ruder zu übernehmen. Er hat alle auf die Stellung, Richtung und auf den 
Gang des Schiffes oder Floßes bezügliche Anordnungen zu treffen und dem 
ihm übertragenen Geſchaͤfte unausgeſetzt Aufmerkſamkeit zuzumenden. Bevor 
das Schiff oder Floß nicht durch die Begleitungsſtrecke gelangt iſt, darf der 
Lootſe daſſelbe nicht verlaſſen. 6 

§. 11. 

Der Lootſe iſt befugt, und, wenn ihn der vorgeſetzte Schiffahrts⸗-In⸗ 
ſpektor dazu anweiſet, verpflichtet, durch Baken oder Schwimmpfaͤhle die zu 
meidenden Stellen des Fahrwaſſers zu bezeichnen; er hat dem Schiffahrts⸗ 
Inſpektor davon Anzeige zu machen, wenn Steine oder Daͤmme der Fahrt 
ßinderlich oder die Leinpfade beſchaͤdigt find. 


$. 12. 

Im Fruͤhjahre vor dem Wiederbeginne der Schiffahrt, wie auch unmit⸗ 
telbar nach jedem hohen, die Ufer uͤberſteigenden Waſſer, ſind ſaͤmmtliche Loot⸗ 
ſen gehalten, ihre Stromſtrecken zu befahren, das Strombett und den Fahrweg 
zu unterſuchen und die Leinpfade zu beſichtigen, auch bei den Steuerleuten und 
Leinenreutern ſich fleißig zu erkundigen, in welchem Zuſtande ſich das Fahrwaſſer 
und der Leinpfad bis zu den benachbarten Stationen befinden, damit ſie die 
vielleicht ſtattgehabten Veraͤnderungen genau kennen lernen. 


§. 13. 
Ein Lootſe, der die Fuͤhrung eines Schiffes oder Floßes in trunkenem 
Zuſtande uͤbernimmt, oder ſich waͤhrend der Fuͤhrung in dieſen Zuſtand verſetzt; 
der den ihm angewieſenen Wohnſitz willkuͤhrlich verläßt, oder die Vorſchriften 
des gegenwärtigen Reglements oder feine Gebuͤhren⸗Taxe uͤberſchreitet, hat eine 
Geldſtrafe von 1 bis 5 Thalern und bei erheblicher Pflichtverletzung eine Sus⸗ 
penſion vom Lootſendienſte fuͤr die Dauer von vier Wochen bis zu drei Mo⸗ 
naten, im Wiederholungsfalle aber Suspenſionsſtrafe bis zu ſechs Monaten und 
nach Befinden ſelbſt den Verluſt der Konzeſſion zu erleiden, welcher letztere bei 
fernerer Wiederholung ſtets auszuſprechen iſt. Dieſelben Strafbeſtimmungen 
treten ein, wenn durch Fahrlaͤſſigkeit eines Lootſen bei Ausuͤbung ſeines Gewer⸗ 
bes ein Theil der Ladung zu Grunde geht, oder das Schiff, Floß, die Ladung 
oder die Mannſchaft oder dritte Perſonen am Koͤrper oder Vermoͤgen beſchaͤ⸗ 
digt werden. Iſt der entſtandene Schaden in boͤslicher Abſicht veranlaßt, oder 
iſt durch grobe Fahrläͤſſigkeit der Tod oder eine lebensgefaͤhrliche Beſchaͤdigung 
eines Menſchen oder der Untergang einer Schiffsladung herbeigefuͤhrt, ſo tritt 
ſtets Verluſt der Konzeſſion ein. 
Dieſe Beſtimmungen treten in Anſehung der Lootſen an die Stelle der 
unter den Buchſtaben c. bis f. im F. 20. des Regulativs vom 5. Auguſt 1834. 
(Nr. 2475.) ent⸗ 
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enthaltenen Strafbeſtimmungen und wird in jo weit auch der §. 30. dieſes 
Regulativs beſchraͤnkt. 

Im Uebrigen behält es bei den SS. 19. — 23. und 30. deſſelben ſein 
Bewenden. Auch bleiben die Strafbeſtimmungen des gemeinen Rechts und 
die Anſpruͤche der Betheiligten auf Schadenerſatz vorbehalten. 


$. 14. 

Die Handhabung der Dienſtdisziplin und die naͤchſte Unterſuchung der 
Uebertretungen der Lotſen gegen dieſe Inſtruktion, gehoͤren zur Dienſtobliegen⸗ 
heit des Rheinſchiffahrts⸗Inſpektors. Die Ortsbehoͤrden ſind zur ungeſaͤumten 
vorlaͤufigen Feſtſtellung der Thatſache und Anzeige bei dem Letzteren verpflichtet. 
Die Disziplinar⸗Entſcheidung erfolgt durch die Regierung, in deren Bezirk der 
Stationsort des Lootſen liegt. 


$. 15. 

Wer auf einer der oben ($. 2.) bezeichneten Stromſtrecken die Verrich⸗ 
tungen eines Lootſen ausübt, ohne dafür als Lootſe konzeſſionirt zu ſeyn, ver⸗ 
fällt in die S. 33. des Regulativs vom 5. Auguſt 1834. angedrohte Strafe. 
Als einer unbefugten Ausübung des Lootſendienſtes ſchuldig, iſt jeder Schiffer 
oder Steuermann anzuſehen, welcher nicht fuͤr die ganze Fahrt von der letzten 
Ein- oder Ausladeſtelle bis zum naͤchſten Beſtimmungsorte, ſondern unterwegs, 
fuͤr einzelne Strecken der Fahrt ſich annehmen laͤßt, und das Schiff oder Floß 
über eine oder mehrere der oben (ß. 2.) bezeichneten Stromſtrecken geleitet. 


§. 16. 

Der Finanz ⸗Miniſter iſt ermächtigt, die im §. 2. geordneten Lootſen⸗ 
Stationen zu veraͤndern und deren neue einzurichten. Die Beſtimmungen der 
3 — 26. 28. 31. des Regulativs vom 5. Auguſt 1834. werden hiermit 
aufgehoben. N 6 

Sansſouci, den 24. Juni 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. Flottwell. 


(Nr, 2476.) 
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(Nr, 2476.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Juni 1844., betreffend die Erweiterung der 
8 Beſtimmung des F. 20. d. der Verordnung über das Judenweſen der Pro- 
vinz Poſen vom 1. Juni 1833. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 12. d. M. will Ich in Er⸗ 
weiterung der Beſtimmung des $. 20. d. der Verordnung über das Judenweſen 
der Provinz Poſen vom 1. Juni 1833. hierdurch feſtſetzen, daß die Mitglieder 
juͤdiſcher Korporationen der genannten Provinz, welche innerhalb dieſer Provinz 
ihren Wohnſitz verändern, ſich kuͤnftig in dem erſten Falle einer ſolchen Verle⸗ 
gung des Wohnſitzes wegen Ablöfung ihres Antheils an den Korporations- 
Verpflichtungen in derſelben Weiſe vorher abzufinden haben, wie dies für den 
Fall einer Verlegung des Wohnſitzes in eine andere Provinz der Monarchie 
durch den S. 20. d. der angeführten Verordnung vorgeſchrieben iſt. Hiervon 
bleiben jedoch diejenigen befreit, welche bei einem fruͤheren Umzuge innerhalb 
der Provinz, wie ſeither ſchon meiſtens geſchehen, der betreffenden Korporation 
eine Abfindung wegen der gedachten Verpflichtungen geleiſtet haben; und ſoll 
es bei den ſolchergeſtalt bereits erfolgten Abfindungen ſein Bewenden behalten, 
auch eine Ruͤckforderung des an die Korporation Gezahlten nicht geſtattet 
ſeyn. — Dieſe Beſtimmungen ſind durch die Geſetzſammlung bekannt zu 
machen. 

5 Sansſouci, den 24. Juni 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2476 — 2377.) (Nr. 2477.) 
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(Nr. 2477.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 29. Juni 1844., wegen Erweiterung der Exe⸗ 
kutionsbefugniß der Poſenſchen Landſchaft gegen die Pächter bepfand⸗ 
briefter Güter. 


De die Vorſchriften der SS. 250. ff. der landſchaftlichen Kreditordnung für 
das Großherzogthum Poſen vom 15. Dezember 1821. nach den bisherigen Er⸗ 
fahrungen nicht ausreichen, um die ſchleunige Einziehung in Ruͤckſtand bleibender 
Pachtgelder der in landſchaftlicher Sequeſtration befindlichen Guͤter zu ſichern, 
anderen landſchaftlichen Kreditinftituten und den unter der Verwaltung der 
Regierung ſtehenden Inſtituten aber in dieſer Beziehung ſchon ausgedehntere 
Befugniſſe eingeräumt find, fo will Ich in Beruͤckſichtigung des Antrages der 
Generalverſammlung der Poſenſchen Landſchaft auf den Berich: des Staats- 
Miniſteriums vom 17. v. M. hierdurch Folgendes beſtimmen: 

1) Der Poſenſchen Landſchaft wird die Befugniß beigelegt, gegen die 
Paͤchter der nach Bekanntmachung der gegenwaͤrtigen Order verpach⸗ 
teten und zur Zeit der Verpachtung ſchon bepfandbrieften Guͤter, ohne 
Unterſchied, ob dieſelben erſt im Laufe der Sequeſtration des Guts 
angeſetzt, oder ſchon vor deren Einleitung auf dem Gute vorgefunden 
worden, wegen ruͤckſtaͤndiger Pachtgelder die Exekution und Sequeſtra⸗ 
tion felbftftändig, jedoch unter Beobachtung des im $. 253. der land» 
ſchaftlichen Kreditordnung vom 15. Dezember 1821. vorgeſchriebenen 
Verfahrens, zu verfügen und in Ausführung zu bringen; die Pächter 
muͤſſen jedoch zuvor von der Provinzial⸗Landſchaftsdirektion uͤber ihre 
Weigerungsgruͤnde ſummariſch gehoͤrt werden. 

2) Der Verkauf abgepfaͤndeter Gegenſtaͤnde muß jederzeit mit Zuziehung 
eines Juſtizbeamten geſchehen, die Landſchaft iſt jedoch ermaͤchtigt, zur 
Sicherſtellung des entſtehenden Koſtenbetrages die noͤthigen Vorkeh⸗ 
rungen ſelbſt zu treffen. 

3) Die Landſchaft ſoll auch befugt ſeyn, gegen ſolche Paͤchter, mit welchen 
ſie nach Bekanntmachung der gegenwaͤrtigen Order ſelbſt kontrahirt 
hat, die Verpflichtung derſelben zur Räumung. des Guts nach abge⸗ 
laufener Pachtzeit, auf Grund einer ſummariſchen Unterſuchung, durch 
ein Reſolut feſtzuſetzen, und dieſes ſogleich vollſtrecken zu laſſen. Vor 
beendigter Pachtzeit kann die Exmiſſion nicht anders, als durch Urtel 
und Recht erfolgen. 

Dieſe Beſtimmungen ſind durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 29. Juni 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2478.) 
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Nr. 2478.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 5. Juli 1844., über die Kompetenz der Landes⸗ 
Juſtizkollegien in den Provinzen Preußen und Schlefien bei Rechtsſtreitig— 
keiten der Patrimonial-Gerichtsherren oder ihrer Angehörigen wider einzelne 
ihrer Gerichtseingeſeſſenen. - 


Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 13. v. M. will Ich in Ber 
ruͤckſichtigung der Antraͤge der Staͤnde der Provinzen Preußen und Schleſien 
die Vorſchrift des §. 105. Titel 2. der Prozeßordnung fuͤr die genannten beiden 
Provinzen dahin erweitern, daß auch in den Fallen, wenn der Gerichtsherr oder 
einer feiner Angehörigen (8, 40. Titel 17. Theil II. des Allgemeinen Landrechts) 
gegen einzelne Gerichtseingeſeſſene eine Klage bei ſeinem Patrimonialgerichte an⸗ 
ſtellt, dem Verklagten, oder, wenn mehrere Verklagte vorhanden ſind, einem 
jeden derſelben die Befugniß zuſtehen ſoll, die Nele vor dem Gerichts⸗ 
halter, ſowie auch nach geſchehener Einlaſſung die Entſcheidung der Sache durch 
den Gerichtshalter abzulehnen. Das vorgeſetzte Landes⸗Juſtizkollegium, oder ein 
von demſelben zu ſubſtituirendes Untergericht muß ſich alsdann der Inſtruktion 
und beziehungsweiſe der Entſcheidung der Sache unterziehen. 

Ein Gleiches findet ſtatt, wenn in Subhaſtations⸗ und Liguidationsſachen 
ſtreitige Punkte zwiſchen dem Gerichtsherrn oder einem ſeiner Angehoͤrigen und 
den Gerichtseingeſeſſenen zu entſcheiden ſind. ö 

Dieſe Beſtimmungen ſind durch die Geſetzſammlung zur offentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 8 

Sansſouci, den 5. Juli 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2479.) Verordnung, betreffend den Schutz gegen Nachdruck für die vor Publikation 
des Geſetzes vom 11. Juni 1837. erſchienenen Werke. Vom 5. Juli 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von r Heir 

Preußen ꝛc. ꝛc. ne D . 
verordnen zur Beſeitigung entſtandener Zweifel uͤber den Schutz gegen Nach⸗ Cu. 
druck für die vor Publikation des Geſetzes vom 11. Juni 1837. (Geſetzſamm⸗ e- - Br. | 
lung Seite 165. — 171.) erſchienenen Werke auf den Antrag Unſers Staats⸗ . ns ga | 
Miniſteriums und nach vernommenem Gutachten Unfers Staatsraths, was folgt: . e 


— 2479. 
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§. 1. 

Der Schutz des Geſetzes vom 11. Juni 1837. ſoll auch fuͤr diejenigen 
vor Publikation deſſelben im Inlande erſchienenen Schriften, Landcharten, 
Kupferſtiche, topographiſchen Zeichnungen und muſikaliſchen Kompoſitionen ſtatt⸗ 
den, welche durch die damals guͤltigen Geſetze gegen Nachdruck noch geſchuͤtzt 
waren. 


§. 2. 

Dieſer Schutz dauert, wenn der Autor auf einer ſolchen Schrift u. ſ. w. 
(F. 1.) genannt und bei Publikation des Geſetzes vom 11. Juni 1837. noch 
am Leben war, waͤhrend ſeiner Lebenszeit und noch dreißig Jahre nach ſeinem 
Tode, in allen anderen Faͤllen dreißig Jahre von Publikation jenes Geſetzes. 

Dem Verfaſſer einer Schrift u. ſ. w. die entweder unter einem andern, 
als deſſen wahren Namen erſchienen, oder bei welcher gar kein Verfaſſer ge⸗ 
nannt iſt, bleiben jedoch, wenn der wahre Namen des Verfaſſers innerhalb 
funfzehn Jahren nach Publikation des angeführten Geſetzes auf die im 8. 7. 
deſſelben bezeichnete Weiſe bekannt gemacht wird, die in dieſem §. 7. beſtimm⸗ 
ten Rechte vorbehalten. 


§. 3. 

Mit dem Ablaufe der im S. 2. beſtimmten Friſt hört in Anſehung aller 

vor Publikation des Geſetzes vom 11. Juni 1837. erſchienenen Schriften u. ſ. w. 
jedes ausſchließliche Recht zur Vervielfaͤltigung derſelben auf. 


S. 4. 

Auf die im Auslande erſchienenen Schriften u. ſ. w. finden die Beſtim⸗ 
mungen Ss. 1. und 2. der gegenwartigen Verordnung nur in eben dem Maaße 
Anwendung, als die Geſetze des fremden Staats den in Unſeren Staaten er⸗ 
ſchienenen Werken gleiche Rechte gewaͤhren. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 5. Juli 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. Muͤhler. Eichhorn. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. 
. Gr. v. Arnim. 


Beglaubigt: 
Bornemann. 


(Nr. 2480.) 
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(Nr. 2480.) Geſetz über die Beſchränkung der Nachtweide und das Einzelnhüten des Viehes 
in der Rheinprovinz. Vom 3. Juli 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 

Preußen ꝛc. ꝛc. | 
verordnen zur Beſeitigung der Nachtheile welche mit dem in mehreren Gegen⸗ 
den der Rheinprovinz uͤblichen Huͤten des Viehes zur Nachtzeit, ſo wie mit dem 
Einzelnhuͤten verbunden ſind, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach 
Anhoͤrung Unſerer getreuen Rheiniſchen Provinzialſtaͤnde und nach vernommenem 
Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, fuͤr 
den ganzen Umfang der Rheinprovinz, was folgt: 


8 
Grundſtuͤcke, welche nicht auf allen Seiten ſo eingeſchloſſen ſind, daß da⸗ 
durch das Austreten des Viehes verhindert wird, duͤrfen nur waͤhrend der Ta⸗ 
geszeit zur Viehweide benutzt werden. 
§. 2. 
Wenn das weidende Vieh nicht uͤber Nacht im Freien in Huͤrden oder 
anderen eingeſchloſſenen Raͤumen verbleibt, fo muß daſſelbe ſpaͤteſtens eine Stunde 
nach Sonnenuntergang zu Stalle gebracht ſeyn, und darf nicht fruͤher als eine 
Stunde vor Sonnenaufgang wieder ausgetrieben werden. 


$. 3. 
Verbleibt das Vieh über Nacht im Freien in Huͤrden oder anderen 
geſchloſſenen Raͤumen, fo darf es nicht vor Sonnenaufgang auf die Weide ge⸗ 
bracht werden, und muß bei Sonnenuntergang wieder eingetrieben ſeyn. 


$. A. 

Fuͤr Gemarkungen, in denen die Nachtweide auf ungeſchloſſenen Grund⸗ 
ſtücken bisher üblich geweſen und nicht zu entbehren ift, koͤnnen die Regierungen 
auf den Antrag des Gemeinderaths und nach Anhoͤrung der Kreisſtaͤnde aus⸗ 
nahmsweiſe geſtatten, daß in den Monaten Auguſt, September und Oktober 
dasjenige Vieh, welches bei Tage zum Geſpann gebraucht wird, waͤhrend der 
Nachtzeit auch auf ungeſchloſſenen Grundſtuͤcken gehuͤtet werde. 

Die Diegierung hat zugleich in jedem ſolchen Falle die zum Schutze ge⸗ 
gen Beſchaͤdigungen und Mißbraͤuche erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


§. 5. a 

Wer den Beſtimmungen der 88. 1., 2. und 3. oder den im Falle des 

§. 4. von der Regierung etroffenen Anordnungen zuwiderhandelt, haftet fuͤr 
den daraus entſtehenden Schaden und wird mit einer Polizeiſtrafe von zehn 


Silbergroſchen bis zu fünf Thalern belegt. 


| 8. 6. i 

Wer ſich, nach erfolgter Verurtheilung wegen eines dieſer Vergehen, 

nochmals deſſelben oder eines anderen im $- 5. bezeichneten Vergehens ſchuldig 

macht, hat eine Geldbuße von zwanzig Silbergroſchen bis zu zehn Thalern ver: 
wirkt, welche bei ferneren Ruͤckfaͤllen verdoppelt wird. 

(Nr. 2380.) S. 7. 


§. 7. 
Eltern und Dienſtherrſchaften haften fuͤr die Geldbußen, Entſchaͤdigun⸗ 
gen und Koſten, zu deren Zahlung ihre im elterlichen Hauſe ſich aufhaltenden 
Kinder und ihre Dienſtleute verurtheilt worden ſind. 


* 
ft in dem Falle des S. A. die Nachtweide ausnahmsweiſe geſtattet wor⸗ 
den, ſo haftet der Eigenthuͤmer des Viehes fuͤr allen durch daſſelbe angerichte⸗ 
ten Schaden auch dann, wenn die zum Schutze gegen Beſchaͤdigungen und Miß⸗ 
brauche getroffenen Anordnungen befolgt worden ſind. 


§. 9. 

Wo das Einzelnhuͤten auf ungeſchloſſenen Grundſtuͤcken bisher zulaͤſſig 
geweſen iſt, bleibt es auch auf dieſen Grundſtuͤcken, jedoch nur zur Tageszeit 
(Ss. 1. — 3.), ferner geftattet. f 

§. 10. 

Die Regierungen ſind befugt auf den Vorſchlag der Polizeibehoͤrden 
uͤber das bei dem Einzelnhuͤten auf geſchloſſenen und ungeſchloſſenen Grund⸗ 
ſtuͤcken, zur Vermeidung von Mißbraͤuchen, zu beobachtende Verfahren Lokal⸗ 
Polizeiordnungen zu erlaſſen, und in denſelben gegen Uebertretungen die in den 
ss. 5. — 8. beſtimmten Folgen feſtzuſetzen. g 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 5. Juli 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Muͤhler. v. Savigny. Gr. v. Arnim. 


Beglaubigt: 
2 Bornemann. 


Berichtigung. 


In den durch die diesjaͤhrige Seine publizirten Statuten der Wil⸗ 
helmsbahn⸗Geſellſchaft S. 42. (Seite 140.) At, nach der amtlichen Beſcheini⸗ 
gung der Gerichtsbehoͤrde, von welcher die Statuten aus gefertigt worden ſind, 
. * zweiten Zeile ſtatt: vor Gericht oder Notar, zu leſen: von Gericht 
oder Notar. ö 


